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Verletzung der Religionsfreiheit 1ın Vıetnam

Vergleicht INa  ' die heutige Sıtuation der Relig10nen und der Gläubigen in Vietnam
mMI1t den massıven Vertolgungen durch das ommunistische Regime, welche sıch 1im
Norden ach der Machtübernahme 1954 un: 1im Suüden 1in den ersten zehn Jahren
ach der Vereinigung 1976 ereigneten, 1st eıne Verbesserung eingetreten. Die
Regjierung 1n Hano1 hat sıch 1n den J0Oer Jahren insgesamt VO ıhrer offenen antıre-
lıg1ösen Polıitik wegbewegt und vertrıtt 1U offiziell eiıne gemäfßsigte Toleranz DGr
genüber den Relıgionen. Se1lt kurzem deuten dıe Zeichen jedoch auf eiıne EKHHEUFE

Verschärfung der Sıtuation hın Die angebliche Politik der „ Toleranz“ der 900er
Jahre aufßert sıch ZW ar in eıner größeren Freiheıit der Religionsausübung, aber
zugleich in der gezielten Aufrechterhaltung e1nes komplexen 5Systems der Kon-
trolle der Religionsgemeinschaften und 1n der Auferlegung vieler einschränkender
Mafßßnahmen.

Die Freiheıiten, VOT allem 1im Bereich der gottesdienstlichen Praxıs, welche die
offiziell zugelassenen Religionsgemeinschaften Jetzt yenıießen, sınd epaart mMI1t
eıner engmaschıgen Kontrolle, und S1€e werden willkürlich gewährt un wıeder ent-

Von instiıtutionalısıerten, einklagbaren Rechten un Freiheiten annn keine
ede se1n.

Durch iıhren ımmer selbstbewulfiteren Protest machen heute Gläubige un
Religionsgemeinschaften 1n Vietnam deutlich, da{ß Religionsfreiheit 1e] mehr
bedeutet als eıne och AaZu eingeschränkte Erlaubnıis Z Kırchgang. Als
Beispiel für diesen erstarkten Wiıderstand ware der erst kürzlıch, 17 Maı
2001, erneut iınhaftierte katholische Priester 'Tadeo Nguyen Van Ly NECNNECI,
der bereıits VO 1983 bıs 1992 1m Gefängnis safßS Se1it Jahren streıtet offen für
eine Cu«c Politik mı1t wirklicher Religionsfreiheıit 1ın seinem Land Verstärkt se1lt
November 2000 führt nıcht zuletzt ber das Internet 1m In- un Ausland
eıne regelrechte ampagne für mehr Religionsfreiheıt. Sein Fall CEITERLE 1INZW1-
schen weltweıt großes Autsehen. Ebenso könnte INa Ha Haı, den General-
sekretär der Hoa-Hao-Buddhisten, erwähnen, der, eiınem Bericht der nterna-
tionalen Gesellschaft für Menschenrechte (IGFM) zufolge, se1lt dem No-
vember 27000 seıner Bemühungen, Präsıdent Bıill Clinton be1i dessen
Staatsbesuch treffen, gefangen gehalten wird Friedliche Demonstrationen
VO Tausenden Hoa-Hao-Buddhisten VOL dem Gefängnis blieben 7zwecklos un!:
wurden gewaltsam aufgelöst
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Von eiıner Polıitik der Ausrottung der Religion eıner Polıtik der Legalısierung
und Kontrolle der Religionsgemeinschaften

Nach dem Ende des Vietnamkriegs und der Wiıedervereinigung VO ord- und
Süudvietnam 976 1im Zeichen der Sozialistischen Republik Vıietnam kam 1mM
Suden des Landes massıven Enteignungen un Kollektivierungen. Davon
auch die Religionsgemeinschaften mıt iıhrem Grundbesitz, iıhren Schulen,
Hochschulen, Krankenhäusern un!: vielen anderen Einrichtungen 1m soz1alen un:
gesellschaftlichen Bereich betrotten. Es vab massenhaft polıtische Gefangene und
Exekutionen. Das Menschenrechtsdossier VO Jacquelıne Desbarats und arl
Jackson, welches autf der Befragung Hunderter VO Flüchtlingen beruht, schätzt,
da{fß zwischen 1975 un! 987 „mindestens 65 01010 Personen“ exekutiert un:! weıte-
e= S50 01010 Personen jahrelang eingekerkert wurden Somıit wıederholte sıch ab
1976 1m Suden das, W as 1mM Norden ach der kommunistischen Machtübernah-

1954 bereıts passıert W Aal. Damals flüchteten ber 4010 01010 Katholiken aufgrund
VO Vertolgung und Enteignungen 1n den Süuden Kıirchen wurden geschlossen,
Priester und Ordensleute ach Hause geschickt. Viele wanderten 1Ns Gefängnis
oder wurden umgebracht.

Anfang der 900er Jahre kam E jedoch einem Umschwung. Eınerseıts
eıne Reihe interner Faktoren radıkalem Umdenken, da{ß sıch die Reform-
willigen innerhalb der Kommunistischen Parteı Vıetnams immer mehr
durchsetzen konnten: Hıer ware ohl der Rückzug der vietnamesıschen Truppen
A4aUus Kambodscha (1989) ach zehn Jahren der Auseinandersetzung erwähnen.
Ta bedenken 1St aber auch die Verarmung der Bevölkerung b€1 schlechter wiıirt-
schaftlicher Lage und alarmierenden Unterschieden regıonaler un soz1aler Art

eıner aggressıven Politik der Vereinheıtlichung. Jedoch 6S anderer-
se1Its externe Faktoren, W1e€ der Zusammenbruch des Soz1alısmus 1n den Staaten
des ehemalıgen Ostblocks und das Ende des Kalten Krıegs, aber auch die zuneh-
mende Globalisierung der Weltwirtschaft, die, VOIL allem 1b 1990; den Umbruch
miıt sıch brachten. Es wurden 1n der Tat umfangreiche Retormen 1n allen Bereichen
der Wıirtschaft 1n dıe Wege geleıtet, iınklusıve der dazugehörıgen Anpassungen
rechtlicher Art Marktwirtschaftliche Elemente WI1e€e etwa Privateigentum un:
Betriebsautonomie wurden eingeführt. Solche gewaltigen Veränderungen singen
1aber auch mM1t einer gewıssen gesellschaftlichen und politischen Öffnung des
Landes einher. Iieser Reformkurs der sogenannten Do1-moi-Politik wurde ersit-
mals 986 auf dem eiıne oroße Wende einleitenden V} Parteitag beschlossen. Der
Verlust der Unterstützung V:()I: allem durch die SowjJetunion konnte nıcht alleın
dadurch ausgeglichen werden, dafß I1a  n sıch wıeder verstärkt der Volksrepublıik
Chıina annäherte W as 1mM übrigen VON Vıietnam nıcht zugegeben wırd
Vielmehr blieb nıchts anderes übrıg als das Wagnıs eines großen Sprungs 1n }Rich-
(ung Westen?.
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Das Prinzıp, welches besten gee1gnet schıen, nıcht 11UT wiırtschaftliche Erfolge
erzıelen, die dem Land aus selıner Miısere helfen sollten, sondern auch das

Regıme aufrechtzuerhalten und die Zukunft des vietnamesıischen Soz1alısmus
sıchern, W ar ein vewlsser Rückzug des Staats eıner Entfaltung prıvater,
individueller Inıtiatıve und die Gewährung VO mehr Freiheiten. Diese Ent-
wicklung bezog sıch jedoch vorwıegend auf den wirtschaftlichen Bereıch. Im deo-
logischen Sektor, etwa der Kulturpolitik, der Erzıiehung und Bildung, der ruck-
erzeugn1sse und der öffentlichen Medien, wollte die Parteı keinem Zeıtpunkt auf
ıhre Monopolstellung verzıichten.

In bezug auf die Religionen bedeutete dıe Do1-mo1i-Politik 1U  = ZWaar das Ende
eıner offiziell erklärten Polıitik der Ausrottung un Verfolgung, dafür jedoch eıne

stärker ausgepragte staatlıche Kontrolle. Entsprechend zweıschneidig un
doppeldeutig 1st nıcht I11UT die polıitische Wiırklichkeıit, sondern auch die Rechtslage.
Aufßerdem 1st 1n diesem Zusammenhang die Sıtuation der offiziell anerkannten
Religionsgemeinschaften einerseılts und der ıllegalen Kırchen und relıg1ösen
Gemeinschaften andererseits Stıreng unterscheıden. Der bekannte, besonders
eklatante Fall der verbotenen Vereinigten Buddhistischen Kırche Vietnams

Unitied Vıietnamese Buddhıist Church), welche m1t der S1e offiziell ei-
zenden VB (Vıetnam Buddhıist Church) konkurriert, 1St dabe] keineswegs eın
Einzeltall. uch sınd regionale Unterschiede nıcht vernachlässıgen. Darunter
Zzaählt nıcht 1L1UTr dıie ach W1€e VOr 1n vielem ungleiche Sıtuation 1ın Nord- und
Sudvietnam. Da die Kontroll- und Genehmigungsverfahren vielfach der Jjeweıligen
Provinzverwaltung obliegen, sınd auch Schikanen und Kontrollen der einzelnen
Religionsgemeinschaften Je ach Provınz mehr oder wenıger ausgepragt. Schlief$-
ıch oilt auch, da{fß ethnısche Miınderheıten, gerade 1n etzter Zeıt, besonders
Verfolgung und Behinderung ıhrer Religionsausübung leiıden haben Das be-
trıfft VOTL allem die 1n den etzten A0 Jahren eiınem beträchtlichen Teıl PrOotestLan-
tisch gewordenen Degar 1m Zentralen Hochland.

Die ede VO der Toleranz und dıe Realität staatlıcher Kontrolle

Um die Aufmerksamkeit der Weltöffentlichkeit und die Kritik der westlichen Han-
delspartner nıcht auf sıch zıehen, vermeıdet die Regierung, weıt 65 oeht, bru-
tale Repressionen und aufsehenerregende Mafßnahmen W1e€e aft ohne Urteıl, Folter
1n der aft US W, Daher handelt CS sıch vielfach subtilen un: verdeckten Terror.
Er richtet sıch vornehmlıich Eınzelpersonen und erstreckt sıch oft ber Jahre
oder Sar Jahrzehnte. Solche „unauffälligen“ Formen der polıtıschen und relig1ösen
Vertfolgung sınd Einschüchterungsmalßßnahmen WwW1e€e regelmäßige Haus-
durchsuchungen und Verhöre, aber auch Zwangsexilierungen VO polıtischen und
relig1ösen Dissıdenten 1n abgelegene Gegenden oder jahrelanger Hausarrest. Die
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ohl grausamste Mafßnahme, der Hausarrest, wurde beispielsweise se1lmt 18 Jahren
über den bekannten Regimekritiker Pastor Lap Ma, den Superintendenten des
Sudwestbezirks der Evangelischen Kıiırche Vıetnams, und se1ıne Famılie verhängt. In
eıner ihnlichen Lage sınd zahlreiche tührende buddhistische Mönche der
Vereinigten Buddhistischen Kırche Vietnams W1€ eLIwa Thich Long JBa die Num-
NT rel 1ın der Hierarchie der UNBG: oder Thich Huyen Quang, der Patriarch der
VB der se1lt 9087 ununterbrochen Hausarrest steht. Zum Hausarrest
gehört auch das Abschneiden dieser Menschen VO der Kommunikatıon mıt der
Außenwelt durch Beschlagnahmung VO Telefon, Fax, Computer us  z

uch sınd, der Behauptung der vietnamesischen Regierung, 1ın Viıetnam
die Menschen- und Bürgerrechte aufgrund eines lückenhaften, 1n sıch nıcht kon-
sıstenten Gesetzeswerks rechtlich ımmer och nıcht yarantıert. Daran andert dıe
VO Vietnam 1m Jahr 1987 VOLTSCHOMINECN Unterzeichnung des Internationalen
Paktes ber bürgerliche un politische Rechte ebensoweni1g W1@€e die ötftfentlich-
keitswırksamen, periodischen Amnestıen, die den Fortschritt Vietnams 1n der Fın-
haltung der Menschenrechte dokumentieren sollen. SO wurden etwa 1mM Jahr 27000
Aaus Anlaß des 25 Jubiläums der vietnamesischen Vereinigung ber 20 01010 politı-
sche Gefangene treigelassen. Das die bisher orößten Amunestıien. Dem-
gegenüber 1St jedoch testzustellen, da{fß die repressiven Mafßnahmen Gläubige
und Religionsgemeinschaften ach dem Bericht der Internationalen Gesellschaft
für Menschenrechte 1n den etzten Jahren merklich ZUSCHOMLITL haben

Der UN-Sonderbeauftragte für relig1öse Intoleranz, Abdelfattah Amor, der auf
Beschlufß der UN-Menschenrechtskommuissıion VO bıs 28 Oktober 998 ach
Vıetnam reıiste, berichtete 30 Aprıil 1999 VOT dem UN-Ausschufß anderem
ber massıve Behinderung seıiner Erkundungen und Kontakte VO  a} staatliıcher Seite.
Es 1STt wen1g verwunderlıch, da{ß die vietnamesısche Regierung sıch weıgerte, den
Bericht Abdeltfattah Amors ZUr Kenntnıs nehmen. eım Besuch VO Präsiıdent
Clinton 1m November 7000 kam der Kontrast zwiıischen der politischen Realıität
und dem Bild VO Offnung und Reform, das Vietnam ach aufßen tragt, ähnlich
deutlich z Vorschein. SO veröffentlichte die amerıkanısche Menschenrechts-
organısatıon „Freedom House“ anläfslich des Präsıdentenbesuches acht geheime
Dokumente aus Parte1- un: Regierungskreisen: ıdeologisch begründete AnwelIı-
SUNSCH YrALHG Repression der „staatsteindlichen“ Protestanten, welche in sehr schar-
ftem und ımperatıvyem 'Ion tormuliert sınd Die Dokumente bieten eiınen unge-
wöhnlichen FEinblick in die tatsächliche Politik der Verfolgung protestantischer
Christen, spezıell den Angehörigen ethnıischer Mınderheıten.

In der Tat übt das Regime 1n den etzten Jahren vermehrt Terror protes—
tantısche Kırchen und Hausgemeinschaften Au  ® Das betrifft hauptsächlich die
Ethnien 1mM bergigen Zentralvietnam SOWI1e ın den Nordwestprovinzen. twa 7WeE]1
Drittel der 700 01010 Protestanten 1n Vietnam gehören ethnıschen Minderheiten

und haben sıch erst 1m Lauf der etzten zehn Jahre dem protestantischen
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Glauben angeschlossen. Im SOgenNannNtenN Zentralen Hochland Vietnams lebten 997
eLIwaAa Millionen Menschen, die ethnischen Minderheiten angehören. Sıe siınd
nıcht 11UT se1lt langem Opfter VO Diskriminierungen und Vertreibungen, sondern
die Protestanten unter ıhnen werden darüber hınaus se1it einıgen Jahren ımmer
mehr 1ın ihrer Religionsausübung behindert. Anfang Februar dieses Jahres kam
1n den Provınzen Pleiku und Ban Me Thuot, dem Rückzugsgebiet der ethni-
schen Miınderheıt der Degar („Bergsöhne“ oder se1mt der französischen Kolonialzeit
auch „Montagnards“ genannt), heftigen Protesten VO bıs 270 01010 Personen,
dıe HOE durch massıven Eınsatz VO  } Sicherheitskräften und der Armee
Z} Teıl brutalem Eınsatz nıedergeschlagen werden konnten>. ach Informa-
tiıonen der 1in den (JSA ansässıgen „Montagnard Foundation“ A4aUusSs Pleiku, sollen
samtlıiche Dörfer, in denen ethnische Mınderheiten wohnen, VON Panzerverbänden
umzıngelt se1n. uch selen dıe Fernmeldeverbindungen unterbrochen, da{fß 1L1UT

och Kontakt ber Mobiltunk bestehe. Aufgrund dieser Sıtuation der Unter-
drückung ergreıten iımmer wıeder Menschen die Flucht. Am 220} Maı 2001 denun-
zierte dıe Menschenrechtsorganıisation „Human Rıghts Wartch“ dıe kambodschanı-
sche Regierung der Ausweılsung VO mındestens 89 Asylsuchenden AaUsS$ dem
zentralen Hochland Vıetnams, dıe ber Landvertreibung un: relıg1öse Vertolgung
klagten.

Selbst WEeEeNnN INan VO den verbotenen Religionsgemeinschaften absehen würde,
denen diese protestantischen Hauskirchen gehören, fehlt CS eıner VON der

Regierung behaupteten relıg1ösen Freiheit och vielem: Der Mangel nıcht 1Ur

Rechten, sondern auch Rechtssicherheit bedeutet eıne ständıge Unsicherheit.
Faktisch 1St I11all der Willkür der einzelnen staatlichen Urgane fast schutzlos 4US-

geliefert. FEbenso sınd die Religionsgemeinschaften 1n ıhren Aktiviıtäten durch die
Verweıigerung der Rückgabe enteıgneter Instıtutionen und sonstıgen Kıiırchen-
eigentums stark beeinträchtigt. Durch zahlreıche, strategısch ohl plazierte
restriktive Maisnahmen, VOT allem 1aber durch die starke Kontrolle der relig1ösen
Instiıtutionen un:! Amtsträger und dıe Genehmigungspflicht aller relıg1ösen ll
zuge geschehen 1n Vıetnam weıterhiıin tagtäglıch massıve Verletzungen der eli-
x10nsfreiheit. Hıer waren der sehr begrenzte Zugang geistliıchen Beruten und die
Behinderung der Ausbildung des Klerus ebenso W1e€e das Verbot eiıner treiıen Presse
und eigenständıger Publikationen CII Nıcht VELSCSSCIL 1st auch das welt-
yehende Verbot eınes Engagements der Religionsgemeinschaften 1n den Bereichen
Gesundheıt, Sozı1ales, Bıldung und Ausbildung. Schliefßlich steht auch 1n grund-
sätzlıchem Wıderspruch ZUur Religionsfreiheit, da{ß die Religi0nen nıcht als freie
und unabhängige gesellschaftliıche Akteure anerkannt sind, sondern eiıner
ıdeologischen Prüfung unterstehen un 11UTr Insoweıt toleriert werden, als S$1e sıch
dem Interesse des sozıialıstischen Staates unterordnen.

Unter dem Deckmantel der Offnung und relıg1ösen Toleranz versucht das viet-
namesısche Regıme nıcht NUT, die Aktivıtäten un die gesellschaftliche Bedeutung
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der Religionen kleıin als möglich halten, sondern geht auch weıterhin sehr
repressiVv VOT, sobald Religionsangehörıige offen dıe Regierungspolitik autf-
tretien Als Beispiel annn das Schicksal des einganZs erwähnten katholischen
Priesters Tadeo guyen Van Ly dienen. Er 1St aufgrund se1nes außerordentlich
mutıgen und aktıven Kampftes für mehr Religionsfreiheit inzwischen weıt ber die
Grenzen Vietnams bekannt. Se1it 197 7wWwel Jahre ach seıner Priesterweıihe, 1STt Gl

Opfter staatliıcher Verfolgung. Damals wurde GC1i: erstmals der Verbreitung
zweıler Reden des Erzbischofs VO Hue ber die Unterdrückung der Reliıgionen
vier Monate lang iınhaftiert un: anschliefßend 1n eıne entlegene Regıion des Landes
verbannt. Im November 994 verötftfentlichte (1 einen Bericht ber die Lage der
Katholiken 1m Erzbistum Hue SOWI1e „Zehn Forderungen ZUr Religionsfreiheit“, 1ın
denen GL UNFIer anderem die Rückgabe der beschlagnahmten Kırchengrundstücke
torderte. Dabe] beschränkte 1: sıch, W as die Verbreitung dieser Schriften angıng,
nıcht autf vietnamesısche Kreıise 1mM Inland, sondern wandte sıch gyezielt diverse
Organısatıonen 1ın aller Welt, W1€ eLtwa die „U Commıissıon International
Relig10us Freedom“ des nordamerıkanıschen Kongresses.

Se1lt 99/ lebte guyen Van Ly 1ın der Verbannung 1n der kleinen Gemeinde VO

Nguyet 1eu 1n Zentralvietnam. Die dortige Gemeinde stand ıhm 1n seinem Kampf
tür mehr Religi0nsfreiheit tatkräftıg Zur Seıte. Als siıchtbares Zeichen tür iıhren
Protest haängten S1E ber ihrer Kıirche ein xroßes, VO der Polizei immer wıeder ent-

erntes JIransparent mıiıt der Aufschrift auf: „ Wır brauchen Religionsfreiheit“.
Nachdem Nguyen Van Ly seınen Forderungskatalog erneut internatıonal ber das
Internet verbreitet hatte, verhängte die Regierung 1mM Dezember 2000 Zu wıeder-
holten Mal eın Berufsverbot den Priester. Darauf Lrat 1: zeıtweılıg ın eınen
Hungerstreik und verkündete, 1: werde 1n seinem Kampf Religionsftreiheit
nıcht nachgeben und se1 dafür selbst bereıt sterben.

Seıin eindeutiges Votum geht dahın, da{fß sıch dıe Religionsgemeinschaften VO der
vietnamesıschen Regierung, die schliefßslich behaupte, Freiheit des Glaubens
garantıeren, iın keıiner We1ise mehr kontrollieren und behindern lassen sollen: Eınem
Boykott Ühnlich ordert Nguyen Van Ly unermüdlıch Aa auf, die staatlıche Er-
laubnis für rel1ıg1öse Aktıivıtäten eintach nıcht mehr einzuholen.

Im Februar 2004 nahmen bemerkenswerterweıise Ptarrer Nguyen Van Ly und
andere Christen SOWI1Ee Vertreter verschiedener Religionsgemeinschaften All der
illegalen „Grofßsgebetswoche“ der N:BE} 1ın Hue teıl. Kurz UVOT veröffentlichte
guyen Van Ly mi1t anderen (am 23 Januar 2001 einen weıteren
Forderungskatalog. Darın verlangten S1€e diıe Freilassung aller ihrer
Glaubensüberzeugung Inhaftierten, dıe Einhaltung des VO Vietnam 987 1-

schriebenen Internationalen Pakts über bürgerliche und polıtische Rechte un die
Unterzeichnung auch der VOIN Vıietnam bıs Jetzt ausgesparten Passagen, terner das
Ende der staatliıchen Einmischung 1n relig1öse Angelegenheıten und schließlich die
Rückgabe verstaatliıchter Grundstücke, Einrichtungen und Sachgüter dıe Relig1-
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onsgemeinschaften. Auf diese Veröffentlichung hın die vietnamesısche Re-
xerung den Erzbischof VO Hue, Nguyen Nhu The, Nguyen Van Ly in eıne NCUC,
VO Hue welıter entfernte Gemeinde versetfzen Das stellte sıch sehr bald als eın
taktıscher Fehler heraus, da Nguyen Van Ly 11U VO Z7wel VO  - eıner einzıgen
Gemeinde unmıttelbare Unterstützung ertuhr.

In der Gemeinde VO An Iruyen wurde G1“ annn auch Maı 2004 VCI-

hattet. Als Nguyen Van Ly die Morgenmesse vorbereıtete, erschienen ungefähr 600
bewaftfnete Polizisten un umstellten die Kıirche. Die eLtwa 200 Gläubigen, die sıch
Z Gottesdienst versammelt hatten, wurden VO der Polizei bedroht. Die Poli-
zısten etizten elektrische Schlagstöcke und Waffengewalt Gemeindemit-
olıeder e1n, welche die Verhaftung verhindern wollten Es 1St nıcht 11UT bekannt
geworden, da{fß Nguyen Van Ly 1m Gefängnis 1n einen Hungerstreik und
zwangsernährt worden ISt, sondern auch, da{ß selıne Multter ıhrem Hungerstreik
yestorben 1St. Viele sSseErLzen sıch gegenwärtıg 1m In und Ausland für Nguyen Van
Lys Freilassung e1n. Darunter sınd Pater han Tın und andere Regimekritiker oder
auch ausländische Botschaften, W1e€e ZUEGTST die US-amerikanıische.

Die rechtliche Lage der Religionsgemeinschaften
Die Regierung arßeitet mıt der Unterscheidung zwiıschen staatlıch anerkannten
und ıllegalen Relig1onsgemeinschaften. Dabej 1St s wichtig testzuhalten, da{ß die
Anerkennung VO ınzwiıischen sechs Religionsgemeinschaften die Verfolgung der
übrıgen, die Kategorıie „abergläubische Praxıs“ tallenden Relig10nsgemein-
schaften, verade nıcht eindämmen konnte. Im Gegenteıl: Der Schritt der Aner-
kennung VO Relıgionen bedeutet erst recht die „Legitimierung“ relig1öser Ner:
tolgung. Es 1St 1n der Tat als polıtisches alkdyıl betrachten, da{ß einıgE Religi0ns-
gemeıinschaften VO staatlicher Seıite (und ZU Teil auf staatlıche Inıtiatıve hın) 1mM
Lauf der Jahre einen rechtlichen Status bekommen haben Das WAar nıcht 1L1UT II
ber dem Ausland wichtig, sondern wurde AWAU| mifßbraucht, die übriıgen relig1ösen
Gemeıinschaften für „illegal“ erklären. Somıuit können diese weıterhın als STAaats-
teindliche Elemente verfolgt werden und genießen keinerle1 Rechtsschutz. Außer-
dem 1sSt bedenken, da{fß auch die jeweılıgen offiziell anerkannten Religionen
dadurch geschwächt werden sollten, da{ß die Anerkennung zugleich die innere
Spaltung mı1t sıch bringen sollte: Während dıe einen die Vorzuüge des Status
für die alltägliche Religionsausübung ausnutzen, sträuben sıch die anderen 1mM
Namen iıhrer Relıg10n mıiıt aller Kraft jegliches Paktieren mi1t dem Staat.

Wıe die Sıtuation der sechs offiziell anerkannten Religionsgemeinschaften Lat-
sächlıch aussıieht und welche Problematik die Legalisierung Jeweıls für die
Religionen selbst miı1t sıch bringt, soll 1m tolgenden deutlich werden: Die
Buddhisten, welche die mı1t Abstand oröfßte Religionsgemeinschaft sınd un: nach
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inoffiziellen Schätzungen etwa Ü Prozent der 75 Millionen Vıetnamesen 4US -

machen erleıden Vıetnams „anerkannten Religionsgemeinschaften ohl
das schliımmste Schicksal Die Vereimigte Buddhistische Kirche Vıetnams VBC),
welche VOT 1975 dıe Urganısatıon der Buddhisten Sud und Zentralvietnam W al,
wurde 1981 VO der Kommunistischen Parteı kurzerhand aufgelöst un!: durch dıe
staatlıch UNTLErSTIutZLe un parteıtreue Vıetnam Buddhıist Church (VBC) ErSeLiZi

Seitdem, Human Rıghts Watch die Spannungen 7zwiıischen der egıerung
un der VBC welche die VBC nıcht anerkennt StELLS gestiegen In den 900er

Jahren habe sıch die Lage besonders zugesp1tzt da die Regierung dieser eıt
besonders viele Mönche der VBEe gefangengenommen habe

Die Hoa Hao Buddhisten welche 1A8 bel  — auf ZWCC1 Millionen schätzt wehren
sıch das 999 gegründete, regierungsnahe eltköpfige Komautee, durch welches
die buddhıistische Sekte angeblıch reprasent1ert SC1 Nur muıttels dieses Komıitees
erlangten S1C naämlıch Maı 1999 otfiziellen Status Der Hoa Hao Alteste
e Quang 1em wiırd verstärkt VO der Polizei schikanıert seiıtdem dep-
tember 1999 Appell verschiedener Religionsführer tür mehr Religionsfreiheit
unterzeichnete un: Februar 7000 WIC Human Rıghts Watch berichtet die
Wiederbelebung der Central Hoa Hao Assocı1atıon verkündete, als Gegenpol
dem staatlıch dominıerten Hoa Hao Komıiıtee

Die (AaO Da Religion (mıt dre1 Miıllionen Anhängern) welche Flemente des
Konfuzianısmus, des Chrıstentums, des Buddhismus und Taoısmus synkretistisch
mıteinander verbindet, wurde 1997 offiziell anerkannt, jedoch Human Rıghts
Wartch, wıederum regıerunNgsStreucN Leıtungsgremium, das VO vielen
(a0=Daı-Anhängern nıcht anerkannt werde.

Den 700 01010 Protestanten, welche zZe  1& Vietnam dıe stärksten
anwachsende Religionsgemeinschaft sind, geht 6S Zanz Ühnlich. Yrst
Februar 2001 wurde die parteinahe Evangelische Kırche Vıetnams (EKV. yumn-
det Von ıhr ausgeschlossen sind VOT allem die Hausgemeinden CI ewegung,
die, W1C bereıts erwähnt gerade den ethnischen Minderheıten den etzten
Jahren ECHNOTAHECH Zulauf bekam |DITG Internationale Gesellschaft tür Men-
schenrechte spricht diesem Zusammenhang VO starken Manipulation
des Gründungsprozesses un: der W.ahl des Vorstandes der EKV durch die
Kommunistische Parte1 Vietnams un deren „Kommıissıon für Religiöse
Angelegenheıiten“ Dıie Menschenrechtsorganısation beruft siıch dabe1 nıcht HT:

auf die Proteste vietnamesischer Protestanten, sondern auch auf ZWCC1 ıhr vorlie-
gende geheime Papıere des Poliıtbüross, ı welchen sıch die KPV tür SC aktıve
Mitgestaltung bei Personaliragen un der Struktur der Evangelischen Kırche
ach dem Moaotto der kontrollierten Freiheit“ ausgesprochen habe, weıl S1IC der
Überzeugung SCH die ILGFM da{fß die bisher bestehende, SECIT 25 Jahren verbo-
LtenNe Evangelische Kirche Sudvietnams (EKSV) CI Sonderwatte der US ATNNC-

rikanıschen Nachkriegsstrategıe SC1
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Dıie hatholische Kırche (mıt sechs, manche schätzen auch acht Miıllionen
Gläubigen) 1sSt als einZIge offiziell anerkannte Kırche nıcht VO eıiner Spaltung 1n
eıne oftizielle und eıne Untergrundskirche betroffen. Jedoch hatte IHNan gleich 975
mı1t der Gründung der staatsnahen Vereinigung „Cong G120 Dan i Kotes versucht,
offiziellen FEinflu(ß auf die Katholiken 1ın Vietnam bekommen. Allerdings sınd
dieser Gruppierung 11UTr wenı1ge Priester und Gläubige beigetreten. Dennoch 1st ıhr
Einflufß autf die Religionspolitik nıcht vernachlässıgbar. So darf S1e bıs heute die e1IN-
zıge offizielle kırchliche Zeitschriuft herausgeben. Allgemeın 1st bemerken, da{fß
die katholische Kırche, VOT allem W as Restriktionen 1ın bezug auf Kieriker un:
geistliche Orden betrifft, heute ach W1€ VOT mıiıt harten Bedingungen kampften
hat Dıies wırd deutlich, WECNN INa  z die dringenden Forderungen der katholischen
Bischöfe Vietnams betrachtet, die S1e immer wıeder 1n offiziellen Eıngaben il
ber der Regierung vorbringen. Die wesentlichen NOote der Bischöfe betreffen
zunächst die staatlıchen Beschränkungen ıhrer eigenen Kompetenzen: das Recht
auf Eınsetzung und Versetzung der Prıester, das Recht der Bewegungsfreiheit VO

Bischöfen und Priestern be1 pastoralen Diensten, das Recht auf Errichtung VO

Kırchen und Priıesterseminaren, das Recht auf Drucken, Verlegen un: Ver-
öffentlichen katholischer Zeitschriften und Bücher und schließlich das besonders
zentrale Recht auf Auswahl der Kandıdaten ZUHE: Ausbildung und VAÄRE Priesterweil-
he L Schwierig gestalteten sıch ebenso die Probleme be1 anstehenden Bischofs-
CEINCHNNUNSCNM. Viele Bischöfe sınd überaltert, ein1ge Diözesen blieben ber Jahre
ohne Bischof. uch WEn die Regierung 1m Maäarz 1999 ach dem endliche-
ten Besuch eiıner Delegation AaUS dem Vatıkan zugestand, da{ß vier vakante
Bischofsstühle ach jahrelangem zaıhen Kampft wıeder besetzt werden durften,
sind ach W1€ VOT 1n dre1 wichtigen Dıiözesen in Nordvietnam (Faı Phong, Bu1
Chu und Hung Hoa) die Bischotsstühle unbesetzt. Ferner leidet die katholische
Kırche schon lange unter akutem Priestermangel, da jedes Jahr den meılsten
Kandıdaten, die 1ın eines der sechs zugelassenen Priıesterseminare eintreten wollen,
die notwendige staatlıche Genehmigung verweıgert wırd Gleiches oIlt für Junge
Männer und Frauen, die einem Orden beıitreten wollen.

7Zu den offiziell anerkannten Religionsgemeinschaften zählt schliefßlich auch die
kleine Gruppe der eLIwa 5( 006 Moslems.

Wıe funktioniert das 5System der staatlıchen Kontrolle der
Religionsgemeınschgften ?

Im vielzitierten Bericht Abdeltattah AÄmors, der ach dessen Erkundungsreise 1m
März 1998 entstand, sınd dre1 Hauptinstrumente der staatlıchen Kontrolle der
Religionsgemeinschaften un: Gläubigen aufgeführt *. Erstens: Zunächst 1St die
ede VO der Gesetzgebung, VOT allem der Stratprozeßordnung un: dem vielfach
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Anwendung tindenden Dekret ber den Hausarrest, der SOYCNANNLE
siıcherheits- oder staatsteindliche Personen ohne Gerichtsverhandlung bıs 7wel
Jahre verhängt werden annn Hıer müfßte jedenfalls noch das eın Jahr ach dem
Bericht Abdeltattah Amors erlassene Dekret 26/1999/N D-CP ZUT Eınschrankung
der Religionsausübung VO Aprıl 999 hinzugefügt werden.

Danach erwähnt Abdeltattah Amor zweıtens den Verwaltungsapparat für die
relıg1ösen Angelegenheıten miı1t vier Hauptorganen: das „Buro für relıg1öse
Angelegenheiten“ der Regierung, welches neben der Zentralstelle 1ın Hano1 jeweıils
1ın allen Provınzen und Bezirken veriretien ist; die Abteilung tür Massen-
mobilisıerung als ideologisches und strategisches Beratungsorgan der KPV; und
Sanz ach chinesischem Vorbild dıe Natıonale Volksfront ZUME: ıdeologischen
Kontrolle der Intellektuellen und der kulturellen Institutionen; und schliefßlich, ın

Kooperatıon mıiıt den Tre1 anderen UOrganen, das Innenminısterium, welches
„AdUuSs Siıcherheitsgründen“ ZU!r Überwachung und Infiltration der Kultstätten und
relig1ösen Organısatiıonen befugt 1St

Schliefßßlich spricht Abdeltattah Amor VO eiınem „dreıfachen Kontrollsystem“:
durch die Aufenthaltsgenehmigung (eine für den okalen Autenthalt un für jeden
Wechsel des Wohnortes notwendıge Wohnsitzgenehmigung und Hausregıistrie-
rung), ohne welche I11Lall keinen Zugang Arbeıt oder öffentlichen Eınrichtungen
WwW1€ Schulen, Krankenhäusern USW. hat: durch den 711 Kontrolle der Bevölkerung
bestimmten Sektorpolızisten, welcher die Aufenthaltsgenehmigungen ausstellt und
wıeder entzieht und welcher Umständen Personen ohne richterliche Befugnis
testnehmen darf; un schließlich durch das curriculum uıtae (als Pflichtvor-
aussetzung für jeden Kandıidaten ZUr Priesterweihe), welches die Staatstreue und
die rechte polıtische Auffassung nıcht 1L1UT des Kandidaten selbst bescheinigen soll,
sondern auch seıiner Verwandten und Bekannten.

Zur problematıischen Rechtslage 1ın bezug auf dıe Religionsgemeinschaften und
die Religionsausübung 1St aut den ausführlichen Bericht Abdelfattah Amors VCE>=

weısen L Hıer selen daraus lediglich einzelne Aspekte hervorgehoben: Erstens 1St
der Artikel 70 der Verfassung VO 15 Aprıl 1992; welcher dıe Religionsfreiheit
yarantıert, 1n sıch höchst zweıdeutig. Er enthält den Satz: SS 1st verboten, dıe
Freiheıit des Glaubens und der Religion verletzen oder diese auszunutzen,

das (Gesetz un! die Politik des Staates handeln.“ Außerdem 1st das dort
erklärte Grundrecht auf Religionsfreiheit ach Ansıcht Abdeltattah AÄAmors nıcht
ausreichend und ANSCIHNLCSSCH 1in dıe übrıgen Gesetzeswerke eingearbeıtet worden.

/ weıtens se1 das Dekret 26/1999/N D-CP ZAIT: Einschränkung der Religions-
ausübung VO Aprıil 1999 15 erwähnt W AsSs Abdelfattah Amor 1998 och nıcht
behandeln konnte. Es ErsSe{izt das Dekret 9/H DB T VO F991: welches bereıts ganz
ähnlich restriktive Bestimmungen aufwies. Beide Dekrete erklären zunächst die
ogrundsätzlıche Unterordnung der relig1ösen Verkündigung un Praxıs das
Gesetz, dıe staatliche Politik un Ideologie, welchen S1€Ce Dienst verpflichtet se1n.
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Daneben enthalten S1e hauptsächlıch die bereits mehrtach erwähnte Geneh-
mıgungspflicht für den regelmäßig statttindenden Kult 1MmM allgemeınen und iınsbe-
sondere für alle zusätzlichen religiösen Veranstaltungen. Sıe erstreckt sıch darüber
hınaus auch auf alle relig1ösen oder kırchlichen Publikationen die ohnehin nıcht
VO eıgenen Verlagen herausgegeben werden dürfen auf die Aufnahme 1Ns
Novızıat, 1Ns Priesterseminar oder Zur Ordensausbildung, auf die Zulassung ZAHE

Weıhe, aut die Lehrpläne und -ınhalte der Ausbildung VO Klerikern und
Ordensleuten, ferner autf die Amtsernennung der Hochwürdigen des Buddhismus,
der katholischen Kardıinäle, Bischöfe und anderer Amtsträger. Diese Bestiımmung
betrifft laut des Dekrets VO 999 Gemeindevertreter und Katecheten
auf okaler Ebene uch sämtliche Reıisen der Geistlichen 1MmM In= und Ausland, alle
Versetzungen auf andere Posten SOWI1e Besuche VO Vertretern ausländischer relı-
o10ser Urganısationen bedürfen der Genehmigung. In eiınem Nebensatz wiırd die
gesetzliche Bestrafung VO weıter nıcht definierten „abergläubischen Ausübungen“
erwähnt ( Darunter fallen mındestens jene relıg1öse Gemeinschaften, welche
staatliıch nıcht anerkannt sınd oder den staatlıch gelenkten Leıtungsgremien der
anerkannten Religionsgemeinschaften die Gefolgschaft verweıgern. Besonders
zahlreich und einschneidend sınd insgesamt die restriktiven Mafßnahmen
Prıiester, Mönche un Nonnen. War vab be1 Erscheinen des Dekrets 1999 einen
allgemeınen Aufschrei, jedoch sınd be1 niherer Betrachtung die Veränderungen des

gegenüber dem alten Dekret ohl eher vernachlässıgbar. Gleichwohl annn
IHNan vermuten, da das Dekret 1n der Absicht elınes konsequenteren Durchgreifens
gegenüber den Selbstbewulfstsein erstarkten und VO mehr internationaler
Aufmerksamkeit begleiteten Religionsgemeinschaften erlassen wurde

Drıttens werden die Bestimmungen 7AUEg Genehmigung relig1öser Aktivitäten und
ZUT. staatlıchen Prütung und Zulassung der Kandıdaten ZUr Priesterausbildung un
-weıhe AaUsS oben gENANNTLEN Dekreten (von 999 b7zw. VO durch VeI-

schiedene Dıirektiven 1im einzelnen konkretisiert. Abdeltattah Amor welst iınsbe-
sondere auf 7zwel Direktiven 379/ V1 un: 5  P) VO 1993 hın Dıiese
unterstreichen die genannten Vorschritten und drohen mı1t harten Straten.

Viertens sınd die VO Abdeltattah AÄAmor aufgeführten Auszüge AaUuUs dem Straf-
gesetzbuch VO 1985 (geändert 1989 991 997) un besonders einschne1-
dend Erwähnt selen 1er lediglich die Art 73 ff AaUS dem BESEGN Kapıtel ber die
„nationale Sicherheit“ und der Art 205a Z Mißbrauch demokratischer Rechte.
Das Kapıtel sanktıonıert sehr VasCc tormulierte Vergehen mıt drakonischen
Strafen (bıs lebenslänglıch und Todesstrate). Be1 den Delikten handelt 6S sıch
etwa „Aktıivıtäten, die A beabsıchtigen, die Macht des Volkes sturzen“ (Art
73); Spionage (Art 74), Bedrohung der nationalen Einheit (Art 81), wobel
darunter ausdrücklich auch die Verursachung VO Spaltung 7zwischen rel121Ös
Gläubigen und Nichtgläubigen tallt, oder auch Propaganda das soz1alıs-
tische System (Art 82) Dabe] 1sSt bedenken, da{fß diese Wıllkürparagraphen,

625Stimmen ZI9



Karoline Dietrich

iınsbesondere der Art / Sal nıcht danach unterscheıiden, ob VOIN Gewalt Gebrauch
gemacht worden 1STt oder nıcht. Im Art 705a wiırd jeglicher „Mißbrauch der
Meınungs-, Presse- und Religionsfreiheit der der unrechte Gebrauch des Ver-
sammlungsrechts oder anderer demokratischer Rechte“ verurteılt. Dabei wırd
jedoch der Begriff „Mifßbrauch“ nıcht definiert. eıtere völlıg unbestimmt ble1-
bende stratbare Handlungen sınd eLIwa die „Störung der öffentlichen Ordnung“
(Art 198) oder dıie „Ausübung abergläubischer Praktiken“ (Art 199)

Der Kampft der Religionsgemeinschaften Selbstbestimmung
Eın besonderes Hoffnungszeichen 1St sicherlich, dafß 0S 1n etzter eıt Ansätze

einem gemeınsamen Handeln der verschiedenen Religionen vab Das 1St VOT dem
Hıntergrund der historischen Erfahrung eınes mehr der wenıger konfliktreichen
Zusammenlebens gerade der Buddhisten und Chrısten 1n kolonialer, 1aber auch 1n
nachkolonialer Zeıt, immer och alles andere als selbstverständlıich. So ftorderten
eLtwa September 1999 als Reaktion aut das Dekret ZAHT: Einschränkung der
Religionsausübung VO Aprıil 1999 vier führende Persönlichkeiten A4US verschıe-
denen Religionsgemeinschaften 1n einem gemeınsamen Brief die Staatsführung ZUT:

Respektierung der Religionsfreiheit auf 1 Es handelt sıch den buddhistischen
Mönch Thich Quang Do, den zweıten Mann 1ın der UNBE, den Redemptoristen
un: bekannten Regimekritiker han Tın VO katholischer Seıte, Iran Quang hau
VO der Cao-Dai-Religion und E Quang Lıem, den VO vietnamesıschen Staat
nıcht anerkannten Vorsitzenden der Hoa-Hao-Buddhisten. uch sEe1 den fried-
lıchen Wıiıderstand 1n orm der oben erwähnten „Grofßsgebetswoche“ iın Hue 1m
Februar 2001 eriınnert, der neben Buddhisten der VBE auch ein1ıge Vertreter
anderer Religionen teilnahmen.
Ile diese Ereignisse der etzten eıt zeıgen, da{ß dıe Gläubigen verschiedener

Religionsgemeinschaften mM1t der staatlıchen Erlaubnis eiıner streng kontrollierten
relig1ösen Praxıs nıcht mehr zutfrieden sınd S1e streben 1mM Gegenteıl die
Anerkennung und freıe Ausübung aller relig1ösen Aktiviıtäten d einschliefßlich
der Ausbildung VO Klerus und Laıen, der uneingeschränkten Publikation ber
eigene und nıcht mehr 1L1UT staatlıche Verlage un!: nıcht zuletzt eıne Entfaltung VCE7=

schiedenster Dienste und Aktıvitäten 1mM soz1ıalen Bereıch, iınsbesondere be1 Jungen
Menschen und Angehörıigen ethnıischer Minderheiten. Es 1St den Religions-
gemeinschaften, deren Bıldungs- und soz1ale Einrichtungen ach der Wıieder-
vereinıgung 1976 1n der Regel verstaatliıcht wurden,; 1n der Tat eın besonderes
Anlıegen, den Menschen auch auf andere Weıse Hılfe kommen als blo{ß durch
den Gottesdienst. Der tragische Fall der staatliıchen Blockierung der Flutnothilfe
der buddhistischen DBEIV: 1m Mekong Delta 1m September un! Oktober 2000
zeıgt, welche absurden und mıtunter Konsequenzen das staatlıche Verbot
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soz1ıaler Aktıivıtäten der Relig1onsgemeıinschaften mıt sıch bringt. Was die eli-
gionsgemeıinschaften als Herausforderung begreıfen, sınd die Armut, die wachsen-
den soz1alen Spannungen SOWI1e eıne oroße allgemeine Orientierungslosigkeit ANSC-
sıchts des hereinbrechenden „wiılden Kapıtalısmus“ und der Modernisierungs-
anforderungen, auf welche gerade die davon esonders betroffene Jugend nıcht
vorbereıtet 1St Die Not, VOTL der die Religionsgemeinschaften mıiıt gebundenen
Händen stehen und die S1€e nıcht einschreıiten dürfen, erstreckt sıch autf sehr
viele Felder: S1e reicht VO der tehlenden so7z1alen Entwicklung und der ungenu-
genden Schulbildung vieler Kınder un!: Jugendlicher über Lücken 1m Gesund-
heıtssystem VOT allem 1ın ländlichen Gebieten bıs eıner mangelnden Versorgung
VO Behinderten, HIV-Patienten und anderen Kranken. Tragischerweise türchtet
sıch die Regierung, gerade 1ın bezug auf den VO ıhr 1ın den etzten Jahren 1n offi-
zıellen Stellungnahmen immer wieder beklagten Anstıeg VO  = „soz1alen UÜbeln W1e€e
Drogenhandel, Korruption, Prostitution, HIV und Abtreibung, auf die zahlreichen
Angebote der grofßen Religionsgemeinschaften einzugehen. Es 1St deutlich, da{fß CS

den Religionsgemeinschaften 1ın Vıietnam nıcht 1L1UT die Verteidigung des
Grundrechts auf Religionsfreiheit geht. Vielmehr kämpfen sS1e auch die NOLT-

wendıgen Bedingungen, denen S16, angesichts der schwierigen gegenwartıgen
Sıtuation 1n Vıetnam, eiınen posıtıven so7z1alen und gesellschaftlichen Beıtrag eisten
können.

Welchen Beıtrag He hal die internationale Gemeinschaft leisten?

Das kommunistische Vietnam 1St durch die institutionellen, rechtlichen un: wIrt-
schaftlichen Reformen der etzten 15 Jahre längst nıcht mehr VO Weltmarkt un:
den Industriestaaten abgeschottet. Es verzeichnet 1m Gegenteıl hohe Auslands-
investıtionen: SO zählte INa eLtwa 1mM Jahr 1999 2298 Projekte mıt Auslands-
investitionen 1n ohe VO insgesamt 35,4 Millionen US-Dollar in welchen 297 600
Arbeiter beschäftigt waren‘!®. Viıetnam 1St faktısch für das Gelingen seiner angelau-
fenen Wıirtschaftsreftormen autf die Hiıltfe Japans, der USA: Europas, der NS
Länder und Australiens 1in hohem Ma{iß angewıesen. Durch dıe progressive FEın-
ylıederung 1ın den Weltmarkt sıeht sıch Vietnam einem starken Modernıisıe-
rungsdruck auUSSESELZL. Angesıchts Jüngst rückläufiger Auslandsınvestitionen (mı
11US 39 Prozent 1mM Jahr melden sıch [WFE und Weltbank warnend Wort
Sıe drängen auf eiınen konsequenten Abbau bürokratischer Hemmnıisse SOWI1e den
Erlafßß berechenbarer Durchführungsbestimmungen un: auf eiıne Neuregelung der
Landnutzungsrechte L Die Raolle des Auslands annn sıch jedoch nıcht auf finan-
zielle Direktinvestitionen und die Eintorderung eınes entsprechend attraktıven
Investitionsklimas beschränken. ıbt C585 nıcht auch eıne internationale Verant-
wortung, durch politischen Druck un entsprechende Konditionen für die
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Gewährung VO Subventionen und Handelsverträgen auf dıe Eınhaltung VO Men-
schenrechten hıiınzuwirken?

Zunächst der Bereich der Entwicklungszusammenarbeıt: Die se1lt 1990 1in Viet-
aa wıederaufgenommene deutsche Entwicklungshilfe betrug, W1€ A4US dem
„Medienhandbuch Entwicklungspolitik“ des Bundesministeriums für wirtschaftli-
che usammenarbeıt und Entwicklung (BMZ) entnehmen 1St, bıs 1999 INSge-
SAamıt_ (inklusıve nıchtstaatlicher JIrägerprogramme) 1010 Millionen Z Be-
trachtet INan die iınternationale staatlıche Entwicklungszusammenarbeıt erg1ıbt
sıch der Konsultativgruppe der Geberländer zufolge, welche 1mM Dezember 1999 1n
Hano1 getagtl hat, dafß Vietnam VO 1993 bıs 1999 15;1 Milliarden US-Doaollar at-
liche Entwicklungshilfe empfangen hat Die Zusage ber weıtere 26 Milliarden
US-Dollar für das Jahr 7000 wurde allerdings VO der Konsultativgruppe kon-
krete Schritte 1m Reformprozeiß geknüpft?!. Die Tatsache, da{fß die Abkommen der
Entwicklungszusammenarbeıt (etwa der oder der BRD) 1n den 990er Jahren 1n
der Regel alle „kondıitionalıisiert“ aICIl, da{ß ıhre Anwendung mi1t der
Eınhaltung der Menschenrechte un: der Beachtung demokratischer Grundsätze
verknüpft worden sınd, scheint ZW alr ein Schritt 1ın die richtige Rıichtung se1n.
ber diese Mafßnahme alleın 1sSt och nıcht ausreichend wirkungsvoll.

Es geht beispielsweise auch dıe Konditionalisierung VO Handelsabkommen,
W1€ das 1m VErSANSCNC Juli unterzeichnete zwıschen der USA und Vietnam oder
das 1n Vorbereitung betindliche Abkommen mı1t der Hıer könnten die W EeST-

lıchen Vertragspartner vermutlich viel weıtreichendere Forderungen bezüglıch der
Menschenrechte stellen. Der amerikanısche Kongrefß, der das Handelsabkommen
och ratıtizieren mufß, könnte, W1€ Pfarrer Nguyen Van Ly gefordert hat, aufgrund
der Verletzung VO Menschen- und Bürgerrechten und ınsbesondere des Rechts
auf freie Religionsausübung die Ratıfizierung des Vertrags 1n dieser orm verwel-
CII Di1e E dıe ZUr eıt eın Handelsabkommen mıiıt Vietnam verhandelt, sollte
jedenfalls den Emptehlungen des Europäischen Parlaments folgen und die
Eınhaltung der Menschenrechte durch möglichst konkrete Forderungen 1n die
Verhandlungen einbeziehen. Nur eın anhaltender, systematıscher ruck der Welt-
öffentlichkeit und VOTL allem der Handelspartner, VO denen CS abhängıg ISt, annn
1n Vıetnam Jjene reformwillıgen Kräfte stärken, dıe sıch gerade auch 1MmM Inland für
mehr Religionsfreiheit un:! die Eınhaltung VON Menschen- un Bürgerrechten
wırksam einsetzen. Und ZW alr 1St die unterstützende Retormbereitschaft nıcht
LL1LUT 1m zıvilgesellschaftlichen Bereich suchen, sondern auch ınnerhalb der Ze1-

rıssenen, VO Rıchtungskämpfen stark gezeichneten KPV.sclber
Nıcht VELSCSSCH 1STt schließlich die Rolle der internationalen Medien, durch die

dıe Menschenrechtsverletzungen 1n Viıietnam bekannt gemacht und eriınnert WeCI -

den, da{fß die Regierung Druck gerat. Hervorzuheben 1St 1er nıcht zuletzt
auch das Internet. Bereıts Jetzt stellt CS für rel121Ös und polıtısch Vertfolgte eiınen

Weg 1n die Weltöffentlichkeit dar. Es könnten 1n Zukunft ımmer mehr VO
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iıhnen, ach dem Beispiel etwa eınes Nguyen Van Ly, versuchen, ıhr Schicksal ber
das Medium des Internets 1mM Ausland publik machen. Dazu mussen jedoch die

Verfolgung Leidenden davon überzeugt werden können, da{fß sıch ıhre Lage
und die ıhrer Famılien und Mıtstreıter nıcht durch Stillschweigen und Zurück-
haltung, sondern gerade durch öffentlichen Protest und Information des Auslands
bessern ann. Angesichts der vielfachen Beschränkungen der Meinungsfreıiheit 1n
Vietnam ertordert das Gelingen dieser Protestaktionen allerdings nıcht 1L1Ur Mut,
Geduld und Geschick der Betroffenen, sondern auch die wırksame und zuverlässı-
C Solidarıtät des Auslands.
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